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(Nr. 13063.) Geſetz über Verlängerung der Geltungsdauer des Artikels 1, 1 bis III des Geſetzes über 
die Anderung des Polizeikoſtengeſetzes. Vom 19. März 1926. 

Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 5 

Die Geltungsdauer des Artikels 1, I bis III des Geſetzes über die Anderung des Polizeikoſtengeſetzes 
vom 6. November 1924 (Geſetzſamml. S. 727) wird bis zum 31. März 1927 verlängert. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staalsrats ſind gewahrt. 5 

Berlin, den 19. März 1926. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13064.) Geſetz zur Anderung des Ausführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze. Vom 23. März 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel 1. 
In das Ausführungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze vom 24. April 1878 (Geſetzſamml. S. 230) 
wird hinter §6 folgende Vorſchrift eingefügt: 
§ 6a. 

Mit der zeitweiligen Wahrnehmung richterlicher Geſchäfte können außer den Referendaren (5 2), 
den Gerichtsaſſeſſoren (88 3ff.) und den planmäßigen Richtern auch andere Perſonen beauftragt werden, 
die die Befähigung zum Richteramt erworben haben. 

5 In Straffachen dürfen ſolche Hilfsrichter nur inſoweit verwendet werden, als es ſich um Richter 
im Ruheſtande handelt. 
ae e Artikel 2. 
ieſes Geſetz tritt mit dem auf den Tag der Verkündung folgenden Tage in Kraft. Es tritt am 
16. Juli 1927 außer Kraft. EN 5 = 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 5 e 

Berlin, den 23. März 1926. 


(Siegen. Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags; 9. April 1926.) 
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(Rr. 13065.) Geſetz über die Regelung der Gewerbeſteuer für die Rechnungsjahre 1925 und 1926. Vom 
23. März 1926. er „ 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
1. Einleitende Beſtimmung. 


5 | 
(1) Die Veranlagung und die Erhebung der Gewerbeſteuer für die Rechnungsjahre 1925 und 1926 
erfolgen nach der Gewerbeſteuerverordnung vom 23. November 1923 (Geſetzſamml. S. 519) in der Faſſung 
des Artikels II der Erſten Ergänzungsverordnung vom 16. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 109), des 
Artikels II der Zweiten Ergänzungsverordnung vom 28. März 1925 (Geſetzſamml. S. 41) und des Arti⸗ 
kels II des Geſetzes vom 27. Juli 1925 (Geſetzſamml. ©. 97), ſoweit nicht im nachſtehenden etwas anderes 
beſtimmt iſt. F 
(2) Im übrigen gelten die Beſtimmungen dieſer Verordnung bis zum 31. März 1927. 


11. Beſtimmungen für das Rechnungsjahr 1925. — 


; © N 2. £ 7 

(9) Gewerbekapital (Anlage- und Betriebskapitah iſt das Betriebsvermögen im Sinne des Reichs⸗ t 
bewertungsgeſetzes, ſoweit es dem gewerbeſteuerpflichtigen Betriebe dauernd gewidmet iſt. Maßgebend 
iſt der auf Grund des Reichsbewertungsgeſetzes feſtgeſtellte Einheitswert. = j 

(2) Hinzuzuſetzen find: 

a) die Schulden, die bei der Feſtſetzung des Einheitswerts in Abzug gebracht ſind, ſoweit ſie 

nicht zu den laufenden Verbindlichkeiten gehören g 

888 b) der Wert der dem Unternehmen dienenden Gegenſtände, die im Eigentum eines anderen ſtehen / 
e) der Wert von Beteiligungen, der nach 8 27 des Reichsbewertungsgeſetzes außer Anſatz ge⸗ 

blieben iſt. : er 

= 4 

(1) Oer Veranlagung der Gewerbeſteuer nach dem Ertrage für das Rechnungsjahr 1925 ſſt der f 
Ertrag zugrunde zu legen, den das Unternehmen im Kalenderjahre 1925 erzielt hat; iſt der Betrieb erſt 

nach Beginn des Kalenderjahrs 1925 eröffnet worden, ſo tritt an die Stelle des Kalenderjahrs 1925 der 

Zeitraum von der Eröffnung des Betriebs bis zum Ablaufe des Kalenderjahrs der Eröffnung. An Stelle 

des Kalenderjahrs tritt bei Unternehmen, die für ein vom Kalenderjahr abweichendes Wirtſchaftsjahr 

regelmäßig Geſchäftsabſchlüſſe machen, das Wirtſchaftsjahr, das im Kalenderjahre 1925 endet, oder, 

wenn der Betrieb erſt nach Beginn des Kalenderjahrs 1925 eröffnet worden iſt, das erſte Wirtſchaftsjahr. 

Umfaßt der für die Ermittlung des Ertrags maßgebende Zeitraum weniger als zwölf Monate, 

fo ift ſein Ergebnis auf ein volles Jahresergebnis umzurechnen. Liegt bei der Veranlagung noch lein 

Jahresabſchluß vor, ſo kann das Ergebnis im Wege der Schätzung ermittelt und ein vorläufiger Veran⸗ 

lagungsbeſcheid erteilt werden. Die Veranlagung iſt zu berichtigen, ſobald der Abſchluß vorliegt. N 


(2) Für die Veranlagung des Steuergrundbetrags nach dem Gewerbekapital iſt maßgebender Zeit⸗ 
punkt im Sinne des $7 des Reichsbewertungsgeſetzes der Beginn des 1. Januar 1925 oder, wenn der 
Betrieb ſpäter eröffnet wird, der Tag der Eröffnung des Betriebs. 6 

(3) Der Veranlagung der Steuer nach der Lohnſumme iſt die im Rechnungsjahre 1925 erwachſene a 
Lohnſumme zugrunde zu legen. a . f 


8 4. 

Überſteigt auf Grund der Veranlagung der Steuerbetrag nach dem Extrage 200 vom Hundert der 

nach den bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen und Verordnungen oder miniſteriellen Richtlinien zu 
leiſtenden Vorauszahlungen, ſo wird der darüber hinausgehende Betrag auf Antrag niedergeſchlagen. 


W 
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1. Beſtimmungen für das Nechnungsjahr 1926. 
85. 

Die Beſchlüſſe der Gemeinden über Einführung der Bemeſſung nach der Lohnſumme oder über den 
Übergang von der Bemeſſung nach der Lohn umme zu der Bemeſſung nach dem Gewerbekapitale für das 
Rechnungsjahr 1926 müſſen bis zum 30. April 1926 gefaßt fein; fie ſollen binnen zwei Wochen nach der 
Beſchlußfaſſung den zuſtändigen Veranlagungsbehörden zugeſtellt werden. 


55 $ 6. 

$ 5 Abſ. 3 der Gewerbeſteuerverordnung vom 23. November 1923 wird für das Rechnungsjahr 
1926 dahin abgeändert: 

5 Bei Gewerbebetrieben, die nicht in der Form der juriſtiſchen Perſon betrieben werden, bei Gejell- 
ſchaften mit beſchränkter Haftung und bei Kommanditgeſellſchaften auf Aktien können als Entgelt für die 
perſönlichen Arbeiten und Dienſte des oder der Geſchäftsinhaber (Gefellfchafter) insgeſamt 1500 Reichsmark 
abgezogen werden. 

8 7. 

(1) Das Gewerbekapital (Anlage- und Betriebskapital) iſt das Betriebsvermögen im Sinne des 
Reichsbewertungsgeſetzes, ſoweit es dem gewerbeſteuerpflichtigen Betriebe dauernd gewidmet iſt. Maß⸗ 
gebend iſt der auf Grund des Reichsbewertungsgeſetzes feſtgeſtellte Einheitswert. 

(2) Hinzuzuſetzen ſind: 

a) die Schulden, die be der Feſtſetzung des Einheitswerts in Abzug gebracht ſind, ſoweit ſie nicht 
zu den laufenden Verbindlichkeiten gehören; 

b) der Wert der dem Unternehmen dienenden Gegenſtände, die im Eigentum eines anderen ſtehen. 

f § 8. 

Der im § 12 der Gewerbeſteuerverordnung bezeichnete Steuerſatz vom Gewerbekapitale wird für den 
Teil des Gewerbekapitals, der 12 000 Reichsmark nicht überſteigt, auf / vom Tauſend, für den darüber 
hinausgehenden Teil auf ½ vom Tauſend feſtgeſetzt. 


§ 9. 
(1) Der Veranlagung des Steuergrundbetrags nach dem Extrage für das Rechnungsjahr 1926 ift 
der Ertrag zugrunde zu legen, den das Unternehmen im Kalenderjahre 1925 erzielt hat. § 3 Abſ. 1 findet 
Anwendung. 


(2) Für die Veranlagung des Steuergrundbetrags nach dem Gewerbekapital iſt maßgebender Zeit⸗ 
punkt im Sinne des §7 des Reichsbewertungsgeſetzes der Beginn des 1. Januar 1926 oder, wenn der Be⸗ 
trieb ſpäter eröffnet wird, der Tag der Eröffnung des Betriebe. 


00) Der Grundſteuerbetrag nach der Lohnſumme wird nur auf Antrag des Steuerpflichtigen oder 
einer beteiligten Gemeinde veranlagt, ſofern ein berechtigtes Intereſſe an der Veranlagung dargelegt wird. 


| $ 10. 

Bei der Zerlegung der Steuergrundbeträge find abweichend vom § 36 der Gewerbeſteuerverordnung 
die Gemeinden (Gutsbezirke) zu berücksichtigen, in denen ſich zur Zeit der Veranlagung Betriebsſtätten 
des Unternehmens befinden. 

§ 11. 
(1) Für die Ermittlung der Roheinnahmen und der Ausgaben an Löhnen und Gehältern ($ 37 


der Gewerbeſteuerverordnung) iſt das Kalenderjahr 1925 maßgebend. 


5 (2) Iſt in einer Gemeinde (Gutsbezirh eine Betriebsſtätte erſt nach Beginn des Kalenderjahrs 1925 
gegründet worden, ſo iſt der Jahresbetrag der auf dieſe Gemeinde vorausſichtlich entfallenden Rohein⸗ 
nahmen bzw. Löhne und Gehälter zu ſchätzen. 


0 Ver iert eine Gemeinde (Gutsbezirk) im Laufe des Rechnungsjahrs 1926 die Eigen chaft einer 
Betriebsgemeinde, ſo werden die auf ſi entfallenden Steuergrundbeträge nach dem Ertrag und dem Kapital 
in Abgang geſtellt. § 17 findet ſinngemäß Anwendung. 8 
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a 812. f 
Auf die Zerlegung des Steuergrundbetrags nach der Lohnſumme findet d 9 Ab. 3 ſiungemäß An⸗ i 
wendung. 913 ; 


Bei Verlegung der Betriebsſtätte tritt die erforderliche Übertragung der See 
nach Ertrag und Kapital für den Reſt des Rechnungsjahrs ohne neue Veranlagung ein. f 


§ 14. 

(1) Die Gewerbeſteuer nach dem Ertrag 995 Kapital iſt in vierteljährlichen Teilen bis zum 15. des 
zweiten Monats des Kalendervierteljahrs, die Steuer nach der Lohnſumme, ſofern die Gemeinde nicht 
einen längeren Zeitraum beſtimmt, für jeden Monat bis zum 15. des folgenden Monats zu entrichten. 

(2) Mit der Entrichtung der Lohnſummenſteuer hat der Steuerſchuldner der hebeberechtigten Ge⸗ 
meinde eine Erklärung über die Höhe der in der Betriebsſtätte erwachſenen Lohnſumme und die Zahl der 
in dieſer beſchäftigten Arbeitnehmer abzugeben. Dieſe Erklärung gilt als Steuererklärung. § 56 u Ge⸗ 
werbeſteuerverordnung findet finngemäß Anwendung. 


8 15 
(1) Bis zum Empfange des Veranlagungsbeſcheids über die Gewerbeſteuer nach dem Ertrage für 
das Rechnungsjahr 1926 hat der Steuerſchuldner auf dieſe Steuer Vorauszahlungen nach den bisherigen. 
Beſtimmungen unter Zugrundelegung der jeweils geltenden Zuſchläge zu leiſten. 
(2) Bis zum Empfange des Veranlagungsbeſcheids über die Gewerbeſteuer nach dem Kapitale 
für das Rechnungsjahr 1926 und bis zur Beſchlußfaſſung der Gemeinde über die Höhe des Zuſchlags 
zur Gewerbeſteuer nach dem Kapitale für dieſes Rechnungsjahr hat der Steuerſchuldner auf dieſe Steuer 
Vorauszahlungen nach Maßgabe der zuletzt veranlagten Steuer nach dem Gewerbekapital und der für das 
Rechnungsjahr 1925 beſchloſſenen Zuſchläge zu leiſten. 
(3) Die Zahlungen auf die Lohnſummenſteuer ſind bis zur Beſchlußfaſſung über die Höhe der Zu⸗ 
ſchläge, längſtens jedoch bis zum 30. Juni 1926, nach Maßgabe der für das Rechnungsjahr 1925 zuletzt 
beſchloſſenen Zuſchläge fortzuentrichten. § 41 Abſ. 5 der Gewerbeſteuerverordnung findet Anwendung. 


$ 16. 5 N 
An Stelle der im §52 Abſ. 1 der Gewerbeſteuerverordnung genannten Vorauszahlungen treten die 
Zahlungen gemäß § 14 Abſ. 1. 


femme 


IV. Gemeinſame Beſtimmungen für die Rechnungsjahre 1925 und 1926. f 
g 17. 7 
Die Steuerpflicht bezüglich der Steuer nach dem Gewerbeertrag und nach dem Gewerbekapitale be⸗ 
1 7 5 mit dem Anfange des auf die Eröffnung des Betriebs folgenden Kalendermonats und endet mit 
dem Ablaufe desjenigen Kalendermonats, in welchem der Betrieb eingeſtellt wird. Zeitweilige, durch die 
Natur des Gewerbes bedingte Unterbrechung befreit nicht von der Steuerpflicht für die Zwiſchenzeit bis 
zur Wiederaufnahme des Betriebs. 
$ 18. 
Die Gewerbeſteuerverordnung vom 23. November 1923 wird wie folgt geändert: 
1. Im 85 Abſ. 4b werden die Worte „ein Fünftel“ erſetzt durch die Worte „ein Viertel“. 
25 Die §§ 13, 15 werden geftrichen. a 


V. Schlußbeſtimmungen. 

$ 19. ” 

Mit der e Ausführung dieſes Geſetzes wird der Finanzminiſter unter Mitwirkung des Minſers des 

er und des Miniſters für Handel und Gewerbe beauftragt. f Ente 3 
112 $ 20. 

Dies 6s Seh tritt am Tage nach feiner Verkündung in Kraft. 

Ae via mſet wird ermächtigt, die Oeerbeſeuerwerordnung vom 23. Nütembek 1923 in der 

burt die eingetretenen Anderungen bedingten Faſſung in fortlaufender Paragraphenfolge zu veröffentlichen." 1 


— 103 — 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats find gewahrt. TH 1 
Berlin, den 23. März 1926. 


(Eiegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Severing. Hößpker Aſchoff. Schreiber. 


(Nr. 13066.) Verordnung über die Ermächtigung nachgeordneter Behörden zum Erlaſſe von Verwaltungs⸗ 
vorſchriften im Anſchluß an das Abkommen zwiſchen Deutſchland und Polen über Erleich⸗ 
terungen im kleinen Grenzverkehr. Vom 15. März 1926. 


Auf Grund der Verordnung des Reichsminiſters des Innern vom 29. Dezember 1925 zur Ausführung des 
deutſch⸗polniſchen Abkommens über Erleichterungen im kleinen Grenzverkehr (Reichsgeſetzbl. II S. 1160) wird 
folgendes beſtimmt: si 


Die allgemeinen Verwaltungsvorſchriften zur Ausführung der paßpolizeilichen Beſtimmungen des Ab⸗ 
kommens zwiſchen Deutſchland und Polen über Erleichterungen im kleinen Grenzverkehr vom 30. Dezember 1924 
(Reichsgeſetzbl. 1925 II S. 661) werden von den Regierungspräſidenten in Gumbinnen, Allenſtein, Marien⸗ 
werder, Köslin, Schneidemühl, Frankfurt a. O., Liegnitz, Breslau und Oppeln erlaſſen. 

8 2. 

Die in dem $ 1 bezeichneten Verwaltungsvorſchriften find vor Erlaß dem Preußiſchen Miniſter des 
Innern zur Einholung des Einvernehmens des Reichsminiſters des Innern (Schlußſatz der Verordnung vom 
29, Dezember 1925 — Reichsgeſetzbl. II S. 1160 —) vorzulegen. 5 

Berlin, den 15. März 1926. i . 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 1 


Braun. Severing. 


(Nr. 13067.) Verordnung zur Abänderung der Verordnung vom 15. November 1899, betreffend das Ver⸗ 
waltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen. Vom 16. März 1926. 


Auf Grund des § 5 des Ausführungsgeſetzes zur Zivilprozeßordnung in Verbindung mit Artikel 82 der Ver⸗ 
faſſung wird angeordnet, was folgt: s 
Artikel J. 3 
„Die Verordnung vom 15. November 1899, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibun 
von Geldbeträgen, (Gefekfamml. S. 545) in der Faſſung der Verordnung vom 1. Oktober 1919 (Gefekfamml. 
S. 159), vom 11. Mai 1922 (Geſetzſamml. S. 226) und vom 30. Januar 1923 (Geſetzſamml. S. 37) wird 
wie folgt geändert: 5 g N 
1. § 46 erhält folgende Faſſung: 
a x § 46. 8 5 a 5 
Die Verbote und Beſchränkungen, die für die Pfändung von Forderungen und Anſprüchen 
nach der Zivilprozeßordnung ($$ 850—852) und anderen reichsrechtlichen Vorſchriften beſtehen, 
gelten auch für das Verwaltungszwangsverfahren. b 
Bei der Einziehung von Difziplinarftrafen und von ſolchen Zwangsſtrafen, welche durch die 
vorgeſetzte Dienſtbehörde feſtgeſetzt ſind, unterliegt die Pfändung des Dienſteinkommens und der 
Penſion der Zivilbeamten, der Geiſtlichen ſowie der Arzte und Lehrer an öffentlichen Anſtalten 
keinen Beſchränkungen. Die zur Beſtreitung eines Dienſtaufwandes beſtimmten Einkünfte ſind 
auch in dieſem Falle der Pfändung nicht unterworfen. 
2. § 47 wird geſtrichen. 
Artikel 2. 75 
Artikel 2 der Verordnung vom 1. Oktober 1919 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung des Artikels 3 der 
Verordnung vom 11. Mai 1922 (Geſetzſamml. S. 226) wird aufgehoben. 5 1355 i 


Berlin, den 16. März 1926. 
Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Höpker Aſchoff. 


Geſetzſammlung 1926. (Nr. 1306313069.) : 28 


za 


(Nr. 13068.) Verordnung über vorläufige Anderungen von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung 
des Friedensvertrags. Vom 15. März 1926. 5 * 


Auf Grund des Artikels 1 § 1 des Geſetzes vom 19. Juli 1919 über Ermächtigung des Juſtizminiſters und = 


des Miniſters des Innern zu Maßnahmen anläßlich der Beſetzung von Landesteilen und der Ausführung dos 
Friedensvertrags (Geſetzſamml. S. 115) beſtimme ich: 


Die im § 1 Ziffer 9 der Verordnung vom 4. September 1919 (Geſetzſamml. S. 145) vorgeſehene und 
durch die Verordnung vom 24. März 1925 (Gefegfamml. S. 40) bis zum 1. Oktober 1926 hinausgeſchobene 
Zulegung des Reſtes des Amtsgerichtsbezirkes Tirſchtiegel zum Amtsgericht in Meſeritz tritt exit am 
1. Oktober 1927 in Kraft. 12 


Berlin, den 15. März 1926. 
Der Preußiſche Juſtizminiſter. 


In Vertretung: 
Fritze. 


(Rr. 13069.) Anordnung zur Ausführung des Geſetzes vom 20. Juni 1922 (Gejegfamml. S. 156), be⸗ i 
treffend die vorläufige Regelung der kommunalen Verhältniſſe der Kreiſe Merzig und 
St. Wendel. Vom 15. März 1926. 


Auf Grund des § 6 des Geſetzes, betreffend die vorläufige Regelung der kommunalen Verhältniſſe der Kreiſe 
Merzig und St. Wendel, wird folgendes angeordnet: 


Einziger Artikel. 


(1) Die Reſtkreiſe Merzig und St. Wendel ſind hinſichtlich des in den Reſtkreiſen belegenen Vermögens 
der Kreiſe Merzig und St. Wendel verfügungsberechtigt. Dies gilt insbeſondere für die an Grundſtücken im 
Reſtkreiſe beſtehenden Rechte und die dieſen Rechten etwa zugrunde liegenden Forderungen einſchließlich der 
zum Kreisſparkaſſenvermögen gehörenden Rechte. 


(2) Die Rechtswirkſamkeit der hinſichtlich einzelner Vermögensgegenſtände bereits erfolgten Auseinander⸗ 
ſetzungen zwiſchen den Beteiligten bleibt unberührt. 


Berlin, den 15. März 1926. 
Der Preußiſche Miniſter des Innern. 


Severing. 


Hinweis auf eine nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnung. 
62 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. 6.597 —.) 


Im Finanzminiſterialblatt Nr. 4 und 5 vom 27. Februar 1926 S. 73 und 74, im Miniſterialblatt für 
die Preußiſche innere Verwaltung Nr. 10 vom 3. März 1926 S. 207 und 208, im Miniſterialblatt der 
Handels und Gewerbe-Berwaltung Nr. 5 vom 15. März 1926 S. 53 und 54 iſt eine Verordnung des 
Finanzminiſters, des Miniſters des Innern und des Miniſters für Handel und Gewerbe vom 21. Januar 1926 
zur Ausführung des Artikels II § 3 des Geſetzes vom 27. Juli 1925 (Geſetzſamml. S. 97) verkündet, die 
mit Wirkung vom Inkrafttreten der Gewerbeſteuerverordnung vom 23. November 1923 in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 20. Februar 1926. 
Zugleich für das Preußiſche Miniſterium des Innern 
und das Preußiſche Miniſterium für Handel und Gewerbe: 
Das Preußiſche Finanzminiſterium. 
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